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Der Mangel an Arbeitskräften gefährdet 
den Standort Baden-Württemberg 

I Die Situation am Arbeitsmarkt 

Im Land Baden-Württemberg gibt es aktuell 
rund 6,4 Mio. Erwerbstätige.1 Damit hat die 
Zahl der erwerbstätigen Menschen einen 
historischen Höchststand erreicht. Trotz-
dem gibt es einen branchenübergreifenden 
und wachsenden Arbeitskräftemangel. Ein 
ganz aktuelles Indiz dafür ist, dass es zum 
Stand Juli 2022 noch 38.000 unbesetzte 
Ausbildungsstellen gibt. Es ist sehr wahr-
scheinlich, dass damit in diesem Jahr die 
Zahl der nicht besetzten Ausbildungsstellen 
so hoch sein wird wie nie zuvor.  

Diese Entwicklung wird sich absehbar wei-
ter verschärfen. Stellt man die Geburten der 
Jahrgänge 1957 - 1972 (Erwerbstätige, die 
in den nächsten Jahren in den Ruhestand 
eintreten) den Geburten der Jahrgänge 
2000 - 2015 (Personen, die in den nächsten 
Jahren in die Erwerbstätigkeit eintreten) ge-
genüber, so ergibt sich in den nächsten 
15 Jahren allein durch die Zahl an weniger 
geborenen Kindern ein Verlust von knapp 
800.000 potenziellen Arbeitskräften. 

Hinzu kommt, dass laut Statistischem Lan-
desamt in den Jahren von 1985 bis 2020 
mehr als 2 Mio. Menschen nach Baden-
Württemberg zugezogen sind. Auch wenn 
sich statistisch nicht nachvollziehen lässt, 
wie viele dieser Menschen am Erwerbsle-
ben teilnehmen, so ist angesichts der im 
Südwesten sehr hohen Erwerbsquote von 
77,8 Prozent (2017) davon auszugehen, 
dass dies ein spürbarer Anteil ist. Auch 

dieser Personenkreis wird absehbar in den 
Ruhestand eintreten, er ist aber – da die Ge-
burt nicht in Baden-Württemberg erfolgt ist – 
bei der zuvor ermittelten Lücke noch nicht 
berücksichtigt.  

 

Feststellung 

Baden-Württemberg steuert auf einen 
immensen Arbeitskräftemangel zu. Es 
gilt daher, dringend einen Masterplan zu 
entwickeln.  

Zielsetzung eines solchen Masterplans 
muss es sein, konsequent gezielte Maß-
nahmen zur Überwindung dieser Mangel-
situation zu ergreifen. Allerdings ist ab-
sehbar, dass selbst bei kurzfristigem 
und erfolgreichem Gegensteuern in den 
nächsten Jahren noch immer ein immen-
ser Arbeitskräftemangel bestehen wird. 
Es gilt daher auch, diese Mangelsituation 
bestmöglich zu organisieren. 

  

Jahrgang
Geburten 

1957 - 1972
Jahrgang

Geburten 

2000 - 2015
Differenz

1957 130.302 2000 106.182 -24.120

1958 133.806 2001 101.366 -32.440

1959 140.842 2002 99.604 -41.238

1960 145.353 2003 97.596 -47.757

1961 152.487 2004 96.655 -55.832

1962 154.047 2005 94.279 -59.768

1963 158.750 2006 91.955 -66.795

1964 160.988 2007 92.823 -68.165

1965 158.742 2008 91.909 -66.833

1966 160.802 2009 89.678 -71.124

1967 155.617 2010 90.695 -64.922

1968 147.961 2011 88.823 -59.138

1969 140.087 2012 89.477 -50.610

1970 128.212 2013 91.505 -36.707

1971 123.871 2014 95.632 -28.239

1972 112.845 2015 100.269 -12.576
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II Fachkräftemangel auch in den Kom-
munen 

Im öffentlichen Dienst gab es im Jahr 2020 
bundesweit rund 3,3 Mio. Vollzeit- und 
1,7 Mio. Teilzeitbeschäftigte.2 In Baden-
Württemberg arbeiten insgesamt 613.320 
Beschäftigte im öffentlichen Dienst3.  

Es ist erwartbar, dass gerade auch der öf-
fentliche Dienst erheblich unter einem sich 
verschärfenden Fachkräftemangel leiden 
wird.  

So sollen im Jahr 2030 allein in der öffentli-
chen Verwaltung 816.000 Fachkräfte feh-
len.4 Laut Studie werden in dem genannten 
Jahr vor allem Lehrer und Verwaltungs-
kräfte fehlen.  

Weiter wird ausgeführt, dass sich der Fach-
kräftemangel besonders stark auf die kom-
munale Ebene auswirken wird.5 Die Lage in 
Baden-Württemberg ist nicht anders einzu-
ordnen. 

Schon heute lässt sich bei den Feldern der 
kommunalen Aufgabenerfüllung ein be-
denklicher Fachkräftemangel verzeichnen: 

Studienanfänger „Public Manage-
ment“/„Digitales Verwaltungsmanage-
ment“ 

Die Hochschule für öffentliche Verwaltung 
und Finanzen Ludwigsburg und die Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung Kehl bil-
den mit den beiden Studiengängen „Public 
Management“ und „Digitales Verwaltungs-
management“ den Führungsnachwuchs für 
die Arbeit in der öffentlichen Verwaltung und 
damit in den Städten und Gemeinden aus. 
Nach aktuellem Bewerberstand können im 
Studiengang „Public Management“ alle Stu-
dienplätze vergeben werden. Es zeichnet 
sich auf Grund der demografischen Ent-
wicklung und der großen Zahl bevorstehen-
der Ruhestandseintritte jedoch ab, dass die 
Zahl der Studienplätze deutlich erhöht wer-
den muss. Fraglich ist, ob dann noch genü-
gend qualifizierte Bewerber gefunden wer-
den können. 

Pädagogische Fachkräfte 

Laut dem „Fachkräfte-Radar 2021“ der Ber-
telsmann Stiftung werden in Baden-Würt-
temberg bis 2030 je nach Szenario (je nach 
Teilhabequote, Personalschlüssel, Lei-
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tungszeit) zwischen rund 20.000 und 40.000 
zusätzliche Erzieher benötigt6. Der KVJS 
benennt bis 2025 einen Mehrbedarf von 
rund 24.240 Fachkräften zuzüglich Ersatz-
bedarfen von rund 15.500 Fachkräften. Da-
raus ergeben sich ca. 40.000 Fachkräfte bis 
2025 für die U3- und Ü3-Betreuung. Um das 
abzudecken, sei jährlich ein Zuwachs von 
7.000 Fachkräften erforderlich. Dabei ist die 
Schulkinderbetreuung (Ganztagesbetreu-
ung an der Grundschule) ebenso exklusive 
wie Leitungszeit und der spätere Einschu-
lungstermin. 

Technische Berufe 

In den Städten und Gemeinden gibt es auch 
einen erheblichen Bedarf an technisch qua-
lifiziertem Personal. Die Aufgaben in der 
Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung, im Baubetriebshof, in kommunalen 
Bädern oder sonstigen kommunalen Betrie-
ben und Einrichtungen wurden in den 

zurückliegenden Jahren umfassender und 
komplexer. Nicht zuletzt wurden viele Erfül-
lungsstandards erhöht bzw. neu eingeführt. 
Dies führte zu einem wachsenden Personal-
bedarf. Zugleich befinden sich die Städte 
und Gemeinden hier in einem Wettbewerb 
mit der freien Wirtschaft um die wenigen am 
Arbeitsmarkt noch verfügbaren Kräfte.  

Kommunale IT-Fachkräfte 

Ein rasant wachsender Bedarf an Fachkräf-
ten ergibt sich im Bereich der kommunalen 
Daten- und Informationsverarbeitung und -
sicherung. Themen wie E-Government, digi-
tale Verwaltung, Datenschutz und Cybersi-
cherheit fordern die Städte und Gemeinden 
zunehmend heraus. Die öffentliche Ta-
rifstruktur ist zugleich wenig attraktiv, um auf 
einem komplett leergefegten Arbeitsmarkt 
erfolgreich die dringend benötigten Fach-
kräfte gewinnen zu können. 

 

Was ist eine Fachkraft? 

Nach Angaben des Bundesminis-
teriums für Arbeit und Soziales ist 
ein Arbeitnehmer eine Fachkraft, 
sobald dieser eine Ausbildung ab-
geschlossen hat und sich über 
den Schulabschluss hinaus quali-
fiziert hat. Die Bundesagentur für 
Arbeit stellt auf das sogenannte 
Anforderungsniveau eines Beru-
fes ab.7 Das Anforderungsniveau 
beschreibt die Komplexität einer 
beruflich ausgeübten Tätigkeit.  

Sie ist immer für einen bestimmten Beruf typisch und außer-
dem unabhängig von der formalen Qualifikation einer Person. 
Zur Einstufung werden zwar die für die Ausübung des Berufs 
erforderlichen formalen Qualifikationen herangezogen, infor-
melle Bildung und/oder Berufserfahrung sind bei der Zuord-
nung aber ebenfalls von Bedeutung. Das Anforderungsniveau 
wird in folgende vier Ausprägungsstufen unterteilt: 

Anforderungsniveau 1: Helfer- und Anlerntätigkeiten 

Anforderungsniveau 2: Fachlich ausgerichtete Tätigkeiten 

Anforderungsniveau 3: Komplexe Spezialistentätigkeiten 

Anforderungsniveau 4: Hochkomplexe Tätigkeiten 

 

III Politischen Masterplan gegen Ar-
beitskräftemangel entwickeln 

A Maßnahmen zur Überwindung des 
Mangels 

Angesichts der Dimension des bereits be-
stehenden und insbesondere des sich noch 
ergebenden Arbeitskräftemangels droht 
sich dieser zur ernsthaften Gefahr für die 
volkswirtschaftliche Entwicklung des Stand-
orts Baden-Württemberg zu entwickeln.  

Im Hinblick auf eine solch grundsätzliche 
Bedeutung bedarf es einer umfassenden 
politischen Diskussion und der Erarbeitung 
eines konsequenten Maßnahmenkatalogs.  

Denn ohne eine wirksame Strategie zur 
Überwindung des Fachkräftemangels dro-
hen zahlreiche Zusagen des Sozialstaates 
auf Dauer nicht abgesichert zu sein. 

Aus Sicht des Gemeindetags sind u. a. fol-
gende Maßnahmen intensiv zu erörtern: 
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Integration arbeitsloser Menschen im Er-
werbsleben 

Trotz einer sehr hohen Nachfrage nach Ar-
beitskräften waren im Juni 2022 in Baden-
Württemberg noch insgesamt 218.967 Men-
schen ohne Arbeit. Dieses Potenzial muss 
dringend angesprochen werden. Hier wäre 
eine kluge Kombination aus Fördern und 
Fordern ein zentrales Element für ein Gelin-
gen. Denkbar wären konkrete Angebote zur 
Aus- bzw. Weiterbildung mit gezielten För-
derangeboten der Bundesagentur für Arbeit 
an die noch arbeitslosen Menschen. Das 
Ablehnen eines solchen Angebots müsste 
dann gut begründet bzw. sanktioniert wer-
den. 

Qualifizierte Zuwanderung 

Eines der größten Potenziale für die Gewin-
nung der erforderlichen Fachkräfte wird ei-
ner gezielten Fachkräftezuwanderung zuge-
schrieben. Es muss daher ein besonderes 
Augenmerk auf die gesteuerte Zuwande-
rung entlang des bestehenden Fachkräf-
tebedarfs gelegt werden. 

Die Einwanderung zur Erwerbstätigkeit in 
die Bundesrepublik Deutschland ist bereits 
seit langer Zeit möglich. Es ist allerdings 
festzustellen, dass die Regelungen für die 
Zuwanderung von Fachkräften auf verschie-
dene Gesetze verteilt, teilweise nicht trans-
parent und schwer verständlich sind. Die 
schnelle Vermittlung von Fachkräften wird 
durch die lange Dauer der Verwaltungsver-
fahren, die Wartezeiten bei der Termin-
vergabe in den Auslandsvertretungen, den 
Spracherwerb und die komplexen Berufsa-
nerkennungsverfahren deutlich behindert.  

Zur Verbesserung dieser Lage werden fol-
gende Maßnahmen gefordert: 

a) Das geltende Recht ist nicht nur für In-
teressierte, sondern auch für Arbeitge-
ber undurchsichtig. Es müssen eine 
Vereinfachung des Rechts geprüft und 
der verstärkte Aufbau einer gezielten 
Fachkräfteeinwanderungsverwaltung 
geprüft werden. 

b) Die Anerkennung von ausländischen 
Berufsqualifikationen muss schnell und 
einfach erfolgen. Trotz des Anerken-

nungsgesetzes bleibt das Verfahren 
problembehaftet. Neben der Zentrali-
sierung der Zuständigkeiten muss die 
bundesweite Gültigkeit der Anerken-
nungen gewährleistet werden. 

c) Die Fachkräftezuwanderung ist durch 
eine gezielte Förderung des Spracher-
werbs attraktiver zu gestalten. Dies 
kann auch durch Angebote im Her-
kunftsstaat gestaltet werden. 

d) Bündnis zwischen Zuwanderungsver-
waltung und Wirtschaftsverbänden zur 
Gestaltung einer effizienten Zuwande-
rungsstruktur. Dies könnte beispiels-
weise ausgehend vom Portal 
http://www.make-it-in-germany.com 
auch digital eröffnet werden. 

Arbeitsvolumen Teilzeitbeschäftigter er-
höhen 

Der Erhöhung der wöchentlichen Arbeitszeit 
Teilzeitbeschäftigter wird ein Hebelpotenzial 
in der Größenordnung von 50.000 bis 
100.000 Vollzeitäquivalenten zugeschrie-
ben. Es gilt dringend, Anreize für die Aufsto-
ckung der Teilzeitarbeit zu schaffen bzw. 
bestehende Hürden abzubauen. Anreize 
können sowohl arbeitgeberseitig als auch in 
den Sozialversicherungssystemen geschaf-
fen werden. 

„Stille Reserve“ des Fachkräftepotenzi-
als ansprechen 

Noch immer gibt es in Baden-Württemberg 
eine nicht geringe Zahl an Personen, die 
zwar nicht in einer Arbeitslosenstatistik ge-
führt werden, trotzdem aber nicht am Er-
werbsleben teilnehmen. Grund ist nicht sel-
ten, dass nach einer Familienpause die Wie-
deraufnahme einer (Teilzeit-)Beschäftigung 
wirtschaftlich nicht attraktiv ist. Auch hier 
sollten zusätzliche Anreize geschaffen und 
bestehende Hürden abgebaut werden. Ein 
Beispiel kann die Eröffnung niedrigschwelli-
ger Quereinstiege in neue Berufsfelder sein. 
Ebenso sollte die Elterngeldsystematik 
überprüft werden. Denn aktuell gibt es unter 
wirtschaftlichen Gesichtspunkten wenig An-
reiz, nach dem ersten Kind eine Teilzeitbe-
schäftigung aufzunehmen. Denn dann 
würde das Elterngeld für die weiteren Kinder 
aus dieser Teilzeitbeschäftigung errechnet. 
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Wird keine Beschäftigung aufgenommen, ist 
die Bemessungsgrundlage regelmäßig das 
Gehalt vor dem ersten Kind.  

Renteneintrittsalter flexibler gestalten 

Die demografischen Gegebenheiten wirken 
sich nicht zuletzt auch erheblich auf die Be-
reiche Pension und Rente aus. Bereits 
heute müssen gut 30 Prozent der Ausgaben 
der gesetzlichen Rentenversicherung, was 
rund 100 Milliarden Euro im Jahr entspricht, 
durch aus dem Bundeshaushalt gezahlte 
Mittel gedeckt werden (Demografiezu-
schuss). 

Es wird daher voraussichtlich unumgänglich 
sein, auch die dauerhafte Finanzierung des 
Rentensystems auf den Prüfstand zu stel-
len. Denkbar wäre beispielsweise, ein indi-
viduelleres, an der jeweiligen Erwerbslauf-
bahn ausgerichtetes Renteneintrittsalter zu 
etablieren. So könnte der Renteneintritt bei-
spielsweise nach einer gewissen Zahl an 
absolvierten Beschäftigungsjahren eröffnet 
werden. Dies würde sowohl der Entwicklung 
der zwischenzeitlich im Durchschnitt deut-
lich späteren Berufseinstiege und zugleich 
auch einer in den zurückliegenden Jahr-
zehnten deutlich erhöhten Lebenserwartung 
gerecht. Zugleich sollte durch eine Stärkung 
der Zuschlagsanreize die Verlängerung der 
Erwerbsphase über das frühestmögliche 
Renteneintrittsalter hinaus attraktiver ge-
macht werden. 

Bereits heute erfolgen die Eintritte in den 
Ruhestand oftmals vor dem Erreichen des 
eigentlich vorgesehenen Alters zum Eintritt 
in die Rente oder die Pension. Deshalb wäre 
ebenfalls zu prüfen, inwieweit darauf hinge-
wirkt werden kann, dass in stärkerem Maße 
der Eintritt in den Ruhestand zum regulär 
vorgesehenen Zeitpunkt erfolgt. 

System Schule noch stärker an Bedarfen 
des Arbeitsmarktes orientieren 

Zahlreiche Schüler verlassen jährlich die 
Schule ohne Abschluss. Zudem können 
viele junge Erwachsene keinen Berufsab-
schluss vorweisen. Um diesem Trend ent-
gegenzuwirken, braucht es eine ggf. stär-
kere Ausrichtung des Schulsystems auf den 
tatsächlichen Bedarf des Arbeitsmarktes, 

eine in diesem Sinne gezieltere Lehrerfort-
bildung und einen besseren Austausch über 
innovative, digitale Lehr- und Lernkonzepte. 
Schule muss näher an den Arbeitsmarkt und 
die örtlichen/regionalen Betriebe heranrü-
cken. Es braucht in diesem Zusammenhang 
eine Diskussion darüber, wie individuelle 
Freiheit und die Notwendigkeiten des Allge-
meinwohls in ein gutes Miteinander ge-
bracht werden können. 

Ein Teil der erforderlichen Antwort liegt si-
cherlich darin, das Interesse an Ausbil-
dungsberufen sowie an der dualen Ausbil-
dung wieder zu stärken. Das bevorstehende 
Jahrzehnt der Transformation wird mutmaß-
lich mehr handwerkliche und in der Industrie 
tätige Arbeitskräfte als Akademiker erfor-
dern.  

Deshalb sollte die Berufsorientierung an 
den Schulen, vor allem an Gymnasien und 
in den Abschlussklassen, weiter gestärkt 
werden. Die von der Landesregierung aus-
gerufene Woche der Berufsorientierung im 
Juli 2022 ist dazu ein wichtiger Schritt. Diese 
Schwerpunktsetzung muss weiterentwickelt 
werden hin zu einer echten ergebnisoffenen 
Beratung, die eine individuelle Entschei-
dung in beide Richtungen ermöglicht – aka-
demisch und beruflich. Denn eine verbes-
serte Berufsorientierung verringert auch die 
Anzahl von Ausbildungs- und Studienabbrü-
chen. 

B Maßnahmen zur Organisation des 
Mangels 

Doch selbst wenn all die unter A benannten 
Maßnahmen kurzfristig ergriffen werden 
und die gewünschte Wirkung entfalten, wird 
es in den nächsten Jahren trotzdem einen 
erheblichen Mangel an Arbeitskräften ge-
ben. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinn-
voll, eine öffentliche Diskussion darüber zu 
beginnen, wie dieser Mangel so gestaltet 
werden kann, dass er möglichst kurzfristig 
bleibt und zugleich kein Schaden für die 
volkswirtschaftliche Entwicklung begründet 
wird. 
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Durch Reduktion der Überregulierung 
Kapazitäten für produktive Tätigkeiten 
schaffen 

Wenn ein Mangel an Arbeitskräften besteht, 
so muss umso mehr geprüft werden, welche 
Beschäftigung in welcher Art und in wel-
chem Maß die jeweilige Branche und die je-
weilige Beschäftigung zum volkswirtschaftli-
chen Erfolg beiträgt bzw. inwieweit der 
volkswirtschaftliche Kreislauf von den jewei-
ligen Branchen abhängig ist.  

Anders als während der Pandemie kann 
diesbezüglich die Abgrenzung nicht nach 
dem Kriterium kurzfristig systemrelevant o-
der nicht systemrelevant getroffen werden. 
Vielmehr müsste geprüft werden, wie volks-
wirtschaftsrelevant eine Branche ist. Dabei 
wird deutlich, dass der Handel und die Ho-
tel- und Gaststätten-Branche angesichts ih-
rer wichtigen Beiträge zum baden-württem-
bergischen Bruttoinlandsprodukt sehr wohl 
volkswirtschaftsrelevant sind.  

Stattdessen könnte ein Ansatz sein, die in 
vielen Teilen etablierte Überregulierung zu 
vermindern. Denn zwischenzeitlich dürften 
vielfach mehr Beschäftigte mit Überwa-
chung und Dokumentation beschäftigt sein, 
als beim eigentlichen produktiven Prozess.  

Konkret 

Beispielsweise sollten in diesem Zusam-
menhang im Bereich des öffentlichen Diens-
tes die Pflichten zur Freistellung, die nach 
dem Landespersonalvertretungsgesetz 
bestehen, überprüft werden.  

Weiter gibt es im Sozial- und Erziehungs-
dienst zahlreiche Dokumentationsvorga-
ben, die die Zeit für pädagogische Arbeit mit 
den Kindern reduzieren.  

Auch das Berufsbildungsgesetz, die noch 
umzusetzende Whistleblower-Richtlinie 
und das Nachweisgesetz nach der Überar-
beitung im Zuge der Umsetzung der Arbeits-
bedingungenrichtlinie werden wertvolle 
Ressourcen binden, die für die originäre 
Aufgabenerledigung verloren sind.  

Die neuen Umsatzsteuerregelungen für 
Kommunen verursachen einen immensen 

und strukturellen bürokratischen Zusatzauf-
wand, der droht, dauerhaft Personalres-
sourcen der öffentlichen Verwaltung zu bin-
den. 

Oft ergeben sich weitere personalintensive 
Regelungen, die eine Selbstbeschäftigung 
der Verwaltung nach sich ziehen, nur aus 
neuen Berechnungsverfahren. So sind 
durch die EU-weite Harmonisierung bei 
Lärmkarten zukünftig deutlich mehr Lärm-
aktionspläne zu erstellen – auch in Berei-
chen, in denen gar niemand wohnt. 

Digitalisierung und Künstliche Intelli-
genz nutzen  

Ohne Zweifel bieten auch die Digitalisierung 
und ein weitergehender Einsatz von Künst-
licher Intelligenz große Potenziale zur Opti-
mierung der volkswirtschaftlichen Prozesse.  

Dies wurde seitens des Landes Baden-
Württemberg bereits vor Jahren erkannt und 
bildet seither einen Schwerpunkt der Inno-
vationspolitik im Südwesten. Nun muss 
frühzeitig auch ein Weg dafür entwickelt 
werden, entwickelte Lösungen auch frühzei-
tig zu erproben. Es braucht rechtlich abge-
sicherte und ermöglichende Experimentier-
felder, die nicht durch drohende Haftungsri-
siken eher eine bremsende Wirkung entfal-
ten. 

Standards flexibilisieren, unbürokrati-
schen Quereinstieg ermöglichen 

Wenn eine Mangelsituation dazu führt, dass 
die gewünschte und beste Lösung nicht re-
alisiert werden kann, so muss erwogen wer-
den, ob auch auf anderem Wege die Erfül-
lung der notwendigen Aufgaben erreicht 
werden kann. Wenn also Fachkräfte nicht 
verfügbar sind, so stellt sich die Frage, ob 
teilweise auch angelernte oder in anderer 
Art und Weise geeignete Personen gewon-
nen werden können.  

Gepaart mit attraktiven und unbürokrati-
schen Möglichkeiten eines Quereinstiegs 
könnte dies dazu führen, dass kurzfristig 
nicht unwesentliche Potenziale am Arbeits-
markt genutzt werden könnten, die ansons-
ten eher nicht zur Verfügung stünden. Dazu 
braucht es aber eine unaufgeregte 
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Diskussion über die tatsächliche Lage am 
Arbeitsmarkt, die selbstredend eine mög-
lichst gute Qualifizierung der Arbeitskräfte 
im Blick hat, sich zugleich aber am Mögli-
chen orientiert und dieses auch möglich 
macht. 

IV Kommunale Handlungsoptionen 

Auf der Grundlage solcher staatlichen Maß-
nahmen sind jedoch auch die Städte und 
Gemeinden aufgefordert, gezielte Maßnah-
men zur Fachkräftebindung und -gewinnung 
zu entwickeln. 

Die nachfolgenden, nicht abschließenden 
Ansätze, werden in zahlreichen Kommunen 
bereits umgesetzt, sie können trotzdem eine 
Orientierung geben. 

1. Attraktivität der Tätigkeit herausstel-
len 

Die sogenannten Generationen x, y und z 
werden immer wieder auch damit charakte-
risiert, dass die Sinnhaftigkeit der berufli-
chen Tätigkeit ein wesentliches Kriterium für 
die tatsächliche Berufswahl darstellt.  

Was wäre unsere Gesellschaft ohne die 
Leistungen in den Rathäusern? Dort werden 
das gesellschaftliche Zusammenleben kon-
kret gestaltet, der Grundstein für den volks-
wirtschaftlichen Erfolg unseres Bundeslan-
des gelegt und zugleich die Bürgernähe des 
Staates sichergestellt. Wer hier arbeitet, 
trägt einen wesentlichen Teil zum Gelingen 
unseres Gemeinwesens bei. 

Zu dieser oftmals unterschätzten nutzenstif-
tenden Tätigkeit auf kommunaler Ebene 
kommen die Sicherheit des Arbeitsplatzes, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die 
Rahmenbedingungen der tarifrechtlichen 
und beamtenrechtlichen Regelungen sowie 
die Sinnhaftigkeit der Tätigkeit. Diese sind 
als klare Vorteile des öffentlichen Dienstes 
deutlich zu benennen.  

Gerade die zum Teil erheblichen Verdienst-
unterschiede zwischen Tätigkeiten in der 
Verwaltung und vergleichbaren in der freien 
Wirtschaft machen es notwendig, die ge-
nannten Vorzüge deutlich zu benennen. 

2. Zukunftsorientierte Personalpla-
nung und -entwicklung 

Grundlage für eine zukunftsorientierte Per-
sonalentwicklung ist eine mit jedem Be-
schäftigten erarbeitete Karriereplanung. 
Welche Entwicklungsmöglichkeiten gibt es 
in der jeweiligen Kommune, wie wird die ge-
leistete Arbeit bewertet und wo gibt es Ver-
besserungsmöglichkeiten?  

Darauf aufbauend können gezielte Fort- und 
Weiterbildungsmaßnahmen geplant und 
umgesetzt werden. Ein regelmäßiger Aus-
tausch im Rahmen einer solchen Karriere-
planung kann zudem helfen, Fachkräfte zu 
binden und gezielt in zusätzliche Verantwor-
tung zu entwickeln. 

3. Fort- und Weiterbildungsangebote 
nutzen 

Fort- und Weiterbildung sind in einem sich 
immer schneller verändernden Arbeitsmarkt 
immer bedeutender werdende Elemente zur 
Sicherung der erforderlichen Qualifikatio-
nen. Der Gemeindetag gewährleistet mit 
seiner Verwaltungsschule ein breit gefä-
chertes Angebot zu nahezu allen Aufgaben-
stellungen der öffentlichen Verwaltung. Rat-
hausverwaltungen können durch gezielte 
Nutzung dieser Angebote eine arbeitsplatz-
spezifische und zugleich auf die jeweilige 
Fachkraft ausgerichtete Personalentwick-
lung unterstützen. 

4. Modernes Arbeitsumfeld mit Flexibi-
lisierungen schaffen 

Der klassische 8-Stunden-Tag wird auch in 
der täglichen Praxis der Rathäuser immer 
mehr von flexibleren Anforderungen abge-
löst. Dies war während der Pandemie in be-
sonderem Maße der Fall und wird sich ab-
sehbar durch die fortschreitende Verwal-
tungsdigitalisierung noch verstärken. Dies 
bietet – nicht zuletzt wegen der Erwartung 
der Nachwuchskräfte – eine Chance, die At-
traktivität des öffentlichen Dienstes zu stei-
gern. Gerade die Phase der Pandemie hat 
deutlich gemacht, dass Rathäuser auch 
während der Phase des Lockdowns leis-
tungsfähig waren und dass die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter gerade durch die er-
forderliche Flexibilität die Erfüllung der 
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kommunalen Aufgabenerfüllung gewähr-
leistet haben. Die Ermöglichung von Teilzeit 
und Home Office, wo es für diese Aufgaben-
erfüllung geeignet ist, ist ein wichtiges Ele-
ment für eine Gewinnung und Bindung von 
Nachwuchskräften. 

5. Die Stadt/Gemeinde als Marke 

Nicht trivial in der Entwicklung und Umset-
zung, jedoch von enormer Durchschlags-
kraft bei der Gewinnung von engagierten 
Fachkräften ist die Etablierung einer Stadt 
bzw. Gemeinde als Marke. Wer sich mit sei-
nem Arbeitgeber identifiziert, geht gerne zur 
Arbeit. Dieses enorme Potenzial kann mit-
hilfe einer Arbeitgebermarke öffentlichkeits-
wirksam über die internen Kommunikations-
kanäle sowie die eigenen Social Media-Auf-
tritte und Bewerbungsportale nachhaltig 
etabliert werden.  

6. Zusammenarbeit mit den Hochschu-
len 

An den Hochschulen in Kehl und Ludwigs-
burg wird der Nachwuchs für den gehobe-
nen Dienst in den Rathausverwaltungen 
ausgebildet. Neben dem klassischen Stu-
dium zum Bachelor of Arts Public Manage-
ment haben die Hochschulen zwischenzeit-
lich ihr Profil um Masterstudiengänge und 
auch den Studiengang Digitales Verwal-
tungsmanagement erweitert. Gemeinsam 
mit der Verwaltungsschule des Gemeinde-
tags gelingt es damit, spezifische Studien- 
und Ausbildungsgänge für nahezu alle Ver-
waltungsaufgaben anzubieten.  

Um diesen Nachwuchs frühzeitig zu binden, 
ist es für die Städte und Gemeinden von 
großer Bedeutung, selbst regelmäßig Aus-
bildungs- und Praktikumsplätze anzubieten. 
Darauf aufbauend ist eine fundierte, qualifi-
zierte und fürsorgliche Begleitung der Prak-
tikanten während dieser Zeit von großer Be-
deutung. Wer sich während einer Praxissta-
tion im Studium wertgeschätzt fühlt, der 
kommt gerne auch als Absolvent wieder zu-
rück. Zudem kann in den örtlichen Medien, 
Schulen und Stellenanzeigen gezielt über 
Stellenangebote und Karrierechancen in der 
Kommunalverwaltung informiert und Inte-
resse geweckt werden.  

7. Digitalisierung konsequent umset-
zen und strategisch nutzen 

Die Verwaltungsdigitalisierung ist nicht zu-
letzt durch die Vorgaben des OZG-Umset-
zungskatalogs angestoßen. Insgesamt 
575 Verwaltungsleistungen sollen den Bür-
gern digital eröffnet werden. Ziel muss dabei 
sein, die Verwaltungsprozesse möglichst 
vollautomatisiert von Ende zu Ende digital 
zu gestalten.  

Die Kommunen stehen hierbei vor einer gro-
ßen Herausforderung, die zunächst neue 
Qualifikationen und vielerorts auch zusätzli-
ches Personal erfordern wird. Auf längere 
Sicht können diese Potenziale jedoch ge-
nutzt werden, um durch Digitalisierung die 
Personalanforderungen in den Rathausver-
waltungen weiterzuentwickeln. Auch wenn 
es eher unwahrscheinlich ist, dass – gerade 
in den ohnehin sehr „schlank“ aufgestellten 
Rathausverwaltungen – ein großes Einspar-
potenzial erreicht werden kann, so können 
zumindest die „einfachen“ Verwaltungspro-
zesse, die nach dem Prinzip eines program-
mierbaren „wenn-dann-Prinzips“ digitalisiert 
werden können, dringend benötigte Kapazi-
täten frei machen. Allerdings ist der Weg da-
hin noch sehr lang, und angestrebte Effizi-
enzgewinne werden noch auf sich warten 
lassen.  

Die Vorteile der Digitalisierung können auch 
bei der Fachkräftegewinnung nutzbar ge-
macht werden. Es erweist sich als Vorteil, 
den Bewerbungsprozess zu professionali-
sieren,  sei es durch ein zentrales Stellen- 
oder Informationsportal und/oder die Schaf-
fung von E-Bewerbungsmöglichkeiten. 
Auch hier können kreative Wege gegangen 
werden. 

8. Interkommunale Zusammenarbeit 
stärken (IKZ) 

Interkommunale Zusammenarbeit ist in Ba-
den-Württemberg ein Erfolgsmodell. So gibt 
es in Baden-Württemberg 114 Gemeinde-
verwaltungsverbände und 156 vereinbarte 
Verwaltungsgemeinschaften. Insgesamt 
sind 911 Städte und Gemeinden Mitglied in 
einem interkommunalen Zusammen-
schluss. Damit sind rund 83 % aller 
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Kommunen in Baden-Württemberg freiwillig 
in einem rechtlich auf Dauer angelegten Zu-
sammenschluss über Gemeindegrenzen 
hinweg. Ziel der interkommunalen Zusam-
menarbeit ist es, Synergien zu erzielen und 

spezifische Qualifikationen zu bündeln.  In 
diesem Sinne kann interkommunale Zusam-
menarbeit weiter gezielt gestärkt und auf 
neue Aufgabenfelder ausgeweitet werden.
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